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F a m i l i e n r e c h t
Corona-Überbrückungshilfe ist unter-
haltsrechtlich als Einkommen zu werten
Die Corona-Überbrückungshilfe (sog. Über-
brückungsgeld III) ist im Rahmen des Unter-
haltsrechts als Einkommen bzw. gewinner-
höhend zu werten. Dies gilt aber nicht für 
Corona-Soforthilfen. Dies das Oberlandes-
gericht Bamberg entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall wurde ein 
Ehemann vom Amtsgericht Gemünden 
im Dezember 2021 dazu verurteilt, an sei-
ne Ehefrau Trennungsunterhalt in der Zeit 
von Oktober 2018 bis März 2022 zu zahlen. 
Dagegen legte der Ehemann Beschwerde 
ein. Er wandte sich unter anderem gegen 
die Berücksichtigung der erhaltenen Co-
rona-Überbrückungshilfe als gewinnerhö-
hend. Der Ehemann betrieb eine Gaststätte 
und erhielt im Jahr 2021 eine Corona-Bei-
hilfe in Höhe von über 61.000 Euro. Ohne 
diese Hilfe hätte der Ehemann einen Verlust 
in Höhe von ca. 18.500 Euro erlitten.
Das Oberlandesgericht Bamberg bestätigte 
die Entscheidung des Amtsgerichts. Die 
Corona-Überbrückungshilfe sei gewinner-
höhend bei der Ermittlung des unterhalts-
rechtlichen Einkommens des Ehemanns 
zu berücksichtigen. Die gegenteilige Auf-
fassung würde dazu führen, dass trotz ob-
jektiv höherer Leistungsfähigkeit und bes-
seren wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Unterhaltsberechtigten im Jahr 2021 kein 
Unterhaltsanspruch bestehen würde. Dies 
sei offensichtlich unbillig. Aufgrund der 

einnahmeersetzenden Wirkung des Über-
brückungsgeldes III sei dieses als gewinner-
höhend anzusetzen.
Dagegen seien die Corona-Soforthilfen, 
die in den ersten Monaten der Pandemie 
als reine Billigkeitsleistung nicht an ent-
gangene Umsätze anknüpften und lediglich 
als Hilfe in existentieller Notlage dienten, 
nach Ansicht des Oberlandesgerichts nicht 
zu berücksichtigen.
Oberlandesgericht Bamberg,
Beschluss vom 31.03.2022 – 2 UF 23/22 –

S c h m e r z e n s g e l d r e c h t
Kein Schmerzensgeld für Kita-Kind wegen 
Corona-Quarantäne
Das Landgericht Düsseldorf hat die Klage 
eines fünfjährigen Mädchens auf Schmer-
zensgeld aufgrund von Corona-Einschrän-
kungen in einer Kindertageseinrichtung 
zurückgewiesen.
Zwischen März und Mai 2021 hatte die be-
klagte Stadt Neuss drei Mal für jeweils acht 
bis zehn Tage die häusliche Quarantäne der 
fünfjährigen Klägerin angeordnet. Grund 
war jeweils ein Corona-positiv-Test eines 
anderen Kindes in der Kindertageseinrich-
tung. Weder das Kind noch seine Eltern 
gingen 2021 gegen die Bescheide der Stadt 
Neuss vor. Vor der Amtshaftungskammer 
des Landgerichts Düsseldorf verlangte das 
fünfjährige Mädchen, vertreten durch seine 
Eltern, jetzt Schmerzensgeld in Höhe von 
mindestens 7.000 Euro, also 250 Euro für 
28 Tage, weil die Quarantäneanordnung 
rechtswidrig und unverhältnismäßig gewe-
sen sei.
Die Amtshaftungskammer des Landgerichts 
Düsseldorf wies die Klage mangels Beste-
hens eines Amtshaftungsanspruchs ab. Die 
Stadt Neuss habe als notwendige Maßnah-
me zum Schutz der Bevölkerung im Sinne 
von § 28 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz An-
steckungsverdächtige unter Quarantäne 
stellen dürfen. Das fünfjährige Kind sei 
ansteckungsverdächtig gewesen, nachdem 
in seiner Gruppe in der Kindertageseinrich-
tung ein Kind mit einem PCR-Test positiv 
auf den Corona-Virus getestet worden sei. 
Ein PCR-Test sei nach wissenschaftlicher 
Einschätzung uneingeschränkt geeignet zur 
Erkennung einer Covid-19-Infektion. Und 
im Rahmen des üblichen Kindergartenall-
tags müsse davon ausgegangen werden, 

dass Kinder aus einer Gruppe sich auch 
über eine Dauer von mehr als 10 Minuten 
in einem Abstand von weniger als 1,5m be-
finden, was der Definition einer engen Kon-
taktperson entspreche. Die Dauer der an-
geordneten Quarantäne entspreche den im 
Frühjahr 2021 geltenden Empfehlungen des 
Robert-Koch-Instituts und sei nicht zu be-
anstanden. Insbesondere habe die beklagte 
Stadt Neuss bei der Dauer der Quarantäne-
anordnung verhältnismäßig gehandelt.
Landgericht Düsseldorf,
Urteil vom 18.05.2022 – 2b O 100/21 –

A r b e i t s r e c h t
Gefälschter Genesenennachweis kann 
Kündigungsgrund sein
Die Vorlage eines gefälschten Genesenen-
nachweises anstelle eines erforderlichen 
tagesaktuellen Corona-Tests oder Impf-
nachweises kann eine fristlose Kündigung 
rechtfertigen. Das hat das Arbeitsgericht 
Berlin entschieden und eine Kündigungs-
schutzklage abgewiesen.

Nach § 28 b Absatz 1 Infektionsschutzge-
setz in der vom 24.11.2021 bis 19.03.2022 
gültigen Fassung durften Beschäftigte 
Arbeitsstätten, in denen physische Kon-
takte untereinander oder zu Dritten nicht 
ausgeschlossen werden können, nur nach 
Vorlage eines Impfnachweises, eines Gene-
senennachweises oder eines tagesaktuellen 
Tests im Sinne der COVID-19- Schutzmaß-
nahmen-Ausnahmeverordnung betreten. 
Der als Justizbeschäftigter bei einem Ge-
richt tätige Kläger legte einen Genesenen-
nachweis vor, obwohl bei ihm keine Coro-
na- Erkrankung festgestellt worden war und 
erhielt so Zutritt zum Gericht ohne Vorlage 
eines aktuellen Tests oder Impfnachweises. 
Nachdem festgestellt wurde, dass es sich 
bei dem Genesenennachweis um eine Fäl-
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schung handelte, erklärte das Land Berlin 
als Arbeitgeber nach Anhörung des Justiz-
beschäftigten die fristlose Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses.
Diese Kündigung ist nach der Entscheidung 
des Arbeitsgerichts wirksam, der erforder-
liche wichtige Grund für eine außerordent-
liche Kündigung liege vor. Der Arbeitgeber 
habe einen Zutritt nur bei Vorliegen der 
Voraussetzungen gemäß § 28 b Absatz 1 In-
fektionsschutzgesetz gewähren dürfen. Den 
hier geregelten Nachweispflichten komme 
auch im Hinblick auf den angestrebten 
Gesundheitsschutz für alle Menschen im 
Gericht eine erhebliche Bedeutung zu. Des-
halb sei die Verwendung eines gefälsch-
ten Genesenennachweises zur Umgehung 
dieser geltenden Nachweispflichten eine 
erhebliche Verletzung arbeitsvertraglicher 
Rücksichtnahmepflichten. Eine vorherige 
Abmahnung dieses Sachverhaltes sei nicht 
erforderlich. Es sei für den Kläger als Ju-
stizbeschäftigten ohne weiteres erkennbar 
gewesen, dass ein solches Verhalten nicht 
hingenommen werde. Auch im Hinblick auf 
die Dauer des Arbeitsverhältnisses von drei 
Jahren überwiege das arbeitgeberseitige In-
teresse an einer sofortigen Beendigung.
Arbeitsgericht Berlin,
Urteil vom 26.04.2022 – 58 Ca 12302/21 –

S c h a d e n s e r s a t z r e c h t
Keine Erstattung von durch Sachverstän-
digen abgerechnete Corona-Desinfekti-
onspauschale
Einem Unfallgeschädigten steht kein An-
spruch auf Erstattung einer vom Sachver-
ständigen abgerechneten Corona-Desin-
fektionspauschale zu. Denn der zeitliche 
Aufwand für die Desinfektion und der all-
gemeine Aufwand für die Beschaffung von 
Desinfektionsmitteln sind bereits durch die 
Gemeinkosten abgegolten. Dies das Land-
gericht Saarbrücken entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall stritten sich 
die Parteien eines Verkehrsunfalls vom De-
zember 2020 vor dem Amtsgericht Neunkir-
chen um die Erstattung restlicher Sachver-
ständigenkosten. Die alleinige Haftung der 
Beklagten war nicht strittig. Sie erstattete 
auch zum großen Teil die Kosten für den 
vom Kläger beauftragten Sachverständi-
gen. Sie weigerte sich aber unter anderem, 
die vom Sachverständigen abgerechne-
te „Desinfektionspauschale COVID-19“ in 
Höhe von 5 Euro netto zu erstatten.
Das Amtsgericht Neunkirchen verneinte 
den Anspruch auf Erstattung der Desinfekti-
onspauschale. Es führte dazu aus, dass Hy-
gienemaßnahmen primär dem Eigenschutz 
der Mitarbeiter des Schadensgutachters 
dienten und es sich daher um allgemeine 
Betriebsausgaben handele. Gegen diese 
Entscheidung richtete sich die Berufung des 
Klägers.
Das Landgericht Saarbrücken bestätigte die 
Entscheidung des Amtsgerichts. Die Desin-
fektionspauschale zähle zu den Gemeinko-
sten. Soweit mit der Desinfektion ein hö-
herer Zeitaufwand verbunden sei, sei dieser 
bereits mit dem Grundhonorar abgegolten. 
Gleiches gelte für das Hygieneverbrauchs-
material. Die Pauschale betreffe ersichtlich 
nicht tatsächliche Aufwendungen, die kon-

kret anlässlich des Gutachtenauftrags des 
Klägers angefallen sind, sondern die von 
dem konkreten Auftrag unabhängige gene-
relle Beschaffung des Verbrauchsmaterials. 
Eine konkrete Abrechnung des verbrauch-
ten Materials sei jedoch nicht erfolgt. Die 
Kosten können daher nicht neben dem 
Grundhonorar als Nebenkosten vergütet 
werden.
Landgericht Saarbrücken,
Urteil vom 08.04.2022 – 13 S 103/21 –

F a h r e r l a u b n i s r e c h t
Absehen vom Fahrverbot nur bei tragfä-
higen Feststellungen zum Vorliegen einer 
besonderen Härte
Das Überschreiten der zulässigen Höchst-
geschwindigkeit um mind. 41 km/h indiziert 
grundsätzlich die Verhängung eines Fahrver-
bots von einem Monat. Davon kann nur ab-
gesehen werden, wenn Anhaltspunkte für eine 
außergewöhnliche Härte vorliegen. Der Ver-
lust des Arbeitsplatzes kann im Einzelfall eine 
solche unverhältnismäßige Härte darstellen. 
Dies bedarf jedoch der ausführlichen Begrün-
dung und Darlegung der zugrundliegenden 
Tatsachen. Dies hat das Oberlandesgericht 
Frankfurt am Main (OLG) entschieden.
Der Betroffene überschritt die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit auf der A3 im April 
2021 um mindestens 43 km/h. Gegen ihn 
wurde deshalb im Mai 2021 nach der damals 
gültigen Bußgeldkatalogverordnung eine 
Geldbuße von 160 Euro und ein Fahrverbot 
von einem Monat verhängt. Auf seinen Ein-
spruch hin setzte das Amtsgericht Wiesbaden 
mit Urteil vom November 2021 die Geldbuße 
auf 320 Euro fest und hob das Fahrverbot auf. 
Der Betroffene hatte u.a. darauf hingewiesen, 
seit dem 1.10.2021 als Berufskraftfahrer zu ar-
beiten und sich noch in der Probezeit zu be-
finden. Ihm könne deshalb ohne Begründung 
gekündigt werden. Dies sei zu befürchten, 
wenn ein Fahrverbot festgesetzt werde. Das 
Amtsgericht sah deshalb das Fahrverbot als 
besondere Härte an.
Die hiergegen eingelegte Rechtsbeschwerde 
der Staatsanwaltschaft führte zur Aufhebung 
des Rechtsfolgenausspruchs. Die Feststel-
lungen des Amtsgerichts deckten nicht die 
Voraussetzungen für ein Absehen von einem 
Fahrverbot. Die festgestellte Ordnungswidrig-
keit werde mit einer Regelgeldbuße von 160 
Euro und einem Regelfahrverbot von einem 
Monat belegt (§§ 24, 25 StVG, § 4 Abs. 1 i.V.m. 
Nr. 11.3.7. BKatV). Bei dieser Zuwiderhandlung 
sei ein grober bzw. beharrlicher Pflichtverstoß 
indiziert, dessen Ahndung, abgesehen von be-
sonderen Ausnahmefällen, eines Fahrverbots 
als Denkzettel- und Besinnungsmaßnahme 
bedürfe, betonte das OLG.
Sei trotz eines Regelfalls die Verhängung eines 
Fahrverbots unangemessen, könne zwar von 
einem Fahrverbot abgesehen werden. Dies 
sei etwa anzunehmen, wenn dem Betroffenen 
infolge des Fahrverbots der Verlust seines Ar-
beitsplatzes drohe. Insoweit fehlten jedoch 
tragfähige Urteilsfeststellungen. Die Feststel-
lungen des Amtsgerichts beruhten allein auf 
den Angaben des Betroffenen. Aus welchen 
Gründen diese für glaubhaft erachtet wurden, 
um Missbrauch auszuschließen und eine fun-
dierte Grundlage zu schaffen, sei nicht darge-
legt. So sei auch nicht erkennbar, ob Zweifel 

am Zutreffen dieser Angaben des Betroffenen 
aufgekommen seien.
Oberlandesgericht Frankfurt am Main,
Beschluss vom 26.04.2022 – 3 Ss-OWi  
415/22 –

V e r k e h r s r e c h t
Rechts aufgestelltes Temposchild gilt für 
sämtliche Fahrbahnen der Autobahn
Ein an einer Autobahn rechts aufgestelltes 
Temposchild gilt für sämtliche Fahrbahnen 
der Autobahn und nicht nur für den Einfäde-
lungs- bzw. Ausfädelungsstreifen. Dies das 
Oberlandesgericht Düsseldorf entschieden.

In einer Nacht im Oktober 2020 überschritt 
ein Autofahrer auf einer Autobahn in Duis-
burg die zulässige Höchstgeschwindigkeit 
von 80 km/h um 58 km/h. Zwar hatte er 
nach eigenen Angaben das rechts aufge-
stellte Temposchild gesehen, jedoch an-
genommen, dass sich dieses nur auf den 
rechtseitig verlaufenden kombinierten Ein-
fädelungs- und Ausfädelungsstreifen bezog 
und nicht auf die beiden Hauptfahrbahnen. 
Das links aufgestellte Temposchild sei von 
einem anderen Fahrzeug verdeckt gewesen. 
Der Autofahrer wurde vom Amtsgericht we-
gen eines vorsätzlichen Geschwindigkeits-
verstoßes zu einer Geldbuße von 600 Euro 
und einem einmonatigen Fahrverbot verur-
teilt. Dagegen richtete sich seine Rechtsbe-
schwerde.
Das Oberlandesgericht Düsseldorf bestätigt 
die Entscheidung des Amtsgerichts. Der Re-
gelungsbereich eines rechts aufgestellten 
Verkehrszeichens umfasse im Sinne einer 
quer zur gesamten Fahrbahn verlaufenden 
Linie sämtliche Fahrstreifen. Verkehrszei-
chen stehen als Schilder regelmäßig rechts. 
Gelten sie nur für einzelne Fahrbahnen, seien 
sie in der Regel über diesen angebracht.
Die Ansicht des Betroffenen, das Tempo-
schild hätte unmittelbar rechts neben den 
beiden Hauptfahrbahnen stehen müssen, 
um für diese Wirkung zu entfalten, gehe 
nach Auffassung des Oberlandesgerichts 
fehl. Denn dann würde das Schild zu einem 
lebensgefährlichen Verkehrshindernis für 
Fahrer, die einen Spurwechsel vollziehen 
wollen. Verkehrszeichen dürfen nicht inner-
halb der Fahrbahn aufgestellt werden.
Oberlandesgericht Düsseldorf,
Beschluss vom 14.03.2022 – 2 Rbs 31/22 –
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